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che des Sozialismus, die Hilfeersuchen zahlreicher

Partei- und Staatsfunktionäre sowie vieler
Kommunisten und Kollektive der Werktätigen
verstanden haben, dass diese internationale Hilfe
unser Land vor einem Bürgerkrieg und der
Konterrevolution bewahrt hat und die Errungenschaften

des Sozialismus gerettet wurden.» («Prager

Volkszeitung», 4.6. 1971, Beilage.)

Der Bericht wurde im Kongressbeschluss
einstimmig gutgeheissen, was die höchste
parteioffizielle Anerkennung folgender Tatsache
bedeutet: Das tschechoslowakische Volk hatte den
Bolschewismus abgelehnt, und ausschliesslich die
Invasion konnte die korrupte Herrschaft der
moskauhörigen Kommunisten retten.

Säuberungen: Die offene Verletzung
der Parteistatuten war noch die
geringste Sorge

Auch der Prager Kongress hiess in seinem Be-
schluss (Einleitung, Punkt b / «Uj szo», 31. 5. 71)
die Aufnahme von «treuen Mitgliedern ins ZK
und in die Zentrale Kommission für Kontrolle
und Revision sowie den Ausschluss von
rechtsorientierten Opportunisten und Revisionisten»
aus diesen Gremien gut.

In diesem Zusammenhang ist auf das geltende
Statut hinzuweisen: Art. 25 Punkt c behält die
Wahl von ZK-Mitgliedern und Mitgliedern der
Zentralen Kommission ausschliesslich dem Par-
teikongress vor, und es gibt keine Bestimmung
der Parteiverfassung, welche eine Aufnahme in
direkter oder indirekter Form erlaubt (vgl. Artikel

26 über die Kompetenzen des ZK bzw. Artikel

28 über die ZK-Organe sowie Art. 29 über
die Zentrale Kommission). Art. 30 des Statuts
sah für die Lösung einer dringenden Frage die
Einberufung einer nationalen Konferenz vor,
deren Beschlüsse erst nach ihrer Bestätigung
durch das ZK verbindlich sind (Art. 31). Das
ZK-Präsidium hat jedoch auch diesen konstitutionellen

Weg nicht gewählt, da es Angst hatte.
Es griff zu einer offenen Statutenverletzung, die
jetzt selbst vom obersten Parteigremium als
Voraussetzung des «normalen» Funktionierens der
Partei bestätigt wurde.

Auch die durch die Form des Austausches von
Parteibüchlein 1970 durchgeführte Säuberung
wurde gutgeheissen, ohne dass in einem
Kongressdokument genau erwähnt wäre, wieviel
Mitglieder dieser Aktion zum Opfer fielen. Lediglich

der Bericht der slowakischen Kontrollkommission

erklärte, 17,5 % der Mitglieder der
Slowakischen KP seien ausgeschlossen worden
(ebenda, 14.5.1971, S.9—11). Da der «rechte
Flügel» hier kleiner war, ist es anzunehmen, dass

die Zahl der Gesäuberten in der Tschechischen
KP wesentlich grösser war. Die Zahl der
Parteimitglieder ging von 1 698 000 im luli 1966 auf
1 195 000 im lahre 1971 zurück (29,41 %).

Parfeloffizielfs These sogar durch
parteieigerte Angaben widerlegt:
Die Arbeiter waren ebenso für Dubcek
wie die intellektuellen

Der Bericht der Prager Zentralen Kontrollkommission

widerlegte auch jene Behauptung
offizieller Parteiorgane, wonach die «Konterrevolution»

von 1968 eine Aktion der Intellektuellen
gewesen sei.

Der Bericht hebt nämlich hervor, dass durch die

In Finnland hat das Internationale Presseinstitut
(IPI) seine Versammlung abgehalten. In seinem
Bemühen um die Wahrung der Pressefreiheit hat
es gegen die Schliessung von Zeitungen in Singapur

Stellung genommen. Und es hat sich
wahrscheinlich auch anderer Fälle angenommen, welche

bei der Unterdrückung der Pressefreiheit auf
dieser Welt ungefähr ebenso repräsentativ sind.

Das Gastgeberland für diese Versammlung war,
wie gesagt, Finnland. Dort hat vor kurzem auch
etwas stattgefunden, was mit der Presse zu tun
hatte. Nicht etwa Unterdrückung der Pressefreiheit,

nein, nein, sonst hätte das IPI ja sicher
protestiert, sondern ganz im Gegenteil eine scham-
und masslose Uebertreibung der Pressefreiheit,
gegen welche Uebertreibung die Landesregierung
eingeschritten ist. Die Zeitung «Uusi Suomi»
hatte sich nämlich in einem Artikel kritisch mit
der Lage in den baltischen Ländern befasst. Das
hatte einen offiziellen sowjetischen Protest zur
Folge. Worauf die finnische Regierung die
betreffende Zeitung tadelte und die Presse des Landes

anwies, nichts zu veröffentlichen, was bei
der Sowjetunion Anstoss erregen könnte.

Säuberung die soziale Struktur der Partei nicht
gebessert, d. h. der prozentuale Anteil der Arbeiter

nicht erhöht werden konnte. Dies bedeutet,
dass der Anteil der Arbeiter unter den
Ausgeschlossenen mindestens so gross war wie jener
der Intellektuellen.
Unter den 1195 Delegierten des Prager Kongresses

waren die Tschechen durch 72,5 %, die
Slowaken durch 20,8 % (899 bzw. 249) vertreten. Die
Vertretung der nationalen Minderheiten war in
Prag günstiger als in Bratislava, obwohl auch
diese Vertretung — mit Ausnahme der Ukrainer
— wesentlich unter der zahlenmässigen Stärke
dieser Nationalitäten zurückblieb. Als Delegierte
wurden bestimmt: 21 Magyaren, 20 Ukrainer,
5 Polen und ein Bulgare. Die zahlenmässige
Stärke der Polen und Ukrainer ist beinahe gleich
gross; trotzdem erhielten die letzteren viermal
mehr Mandate. Die Ukrainer sind als Minorität
neunmal kleiner als die magyarische Minderheit,
waren aber nur um einen Delegierten weniger
vertreten als diese. Die Deutschen erhielten keine

Vertretung («Uj szo», 28.5.1971, S. 1—2). Ins
neue ZK wurde ein Ungar als Vollmitglied und
ein anderer als Kandidat gewählt. Polen und
Deutsche sind aber im ZK nicht vertreten, während

die Ukrainer übervertreten sind.

Das innere Parteileben wird in Zukunft strenger.
Man wird die Institution der Mitgliedschaftskandidaten

erneut einführen, welche 1966 unter
Berufung auf die politische Reife des Volkes
abgeschafft wurde. Aus Husaks Rechenschaftsbericht

erfährt man ferner, dass in Zukunft die
Kongresse nicht alle vier, sondern einmal in
«zwei bis drei Jahren» einberufen werden müssen.

Ob weitere Aenderungen vorgenommen
wurden, wird aus den Dokumenten nicht ersichtlich,

die entsprechende Sitzung wurde hinter
geschlossenen Türen abgehalten, und es fehlt jegli-

Nein, ich mache der finnischen Regierung keinen

Vorwurf daraus. Sie hat angesichts des grossen

Nachbars, mit dem sie durch Verträge liiert
ist, gar keine andere Wahl. Was aber angesichts
dieser Sachlage nicht angeht, ist etwas anderes:
dergleichen zu tun, als sei Finnland ein
unabhängiges Land, ein Land mit Freiheit der öffentlichen

Meinung usw. Finnland ist ein Land, dessen

Meinungsträger der Botmässigkeit gegenüber
der Sowjetunion verpflichtet sind.

Und dabei gehört Finnland zum «Westen». Ein
Land mit pluralistischer und demokratischer
Gesellschaftsstruktur. Aber eben eines, welches die
sowjetischen Tabus berücksichtigen muss.

Finnland ist ein Beispiel für ein Land, das sich
seine Neutralität von der Sowjetunion bescheinigen

lassen muss. Ein Beispiel für ein Land, dessen

Unabhängigkeit durch besondere Verträge
mit der UdSSR garantiert ist. Ein Beispiel dafür,
wie die politische Zensur zugunsten der Sowjetunion

auch in Ländern mit freiheitlicher
Gesellschaftsstruktur funktioniert, sobald diese
Bedingungen gegeben sind.

Finnland ist ein Beispiel für den Weg, den
Westeuropa geht. Am besten ist es daher, so zu tun,
als sei dort nichts besonderes los. So bereitet man
sich nebenbei darauf vor, dass das auch bei uns
zum Normalzustand wird. Und im übrigen hat
das IPI in Finnland festgestellt, dass in Singapur
Zeitungen geschlossen worden sind. Ist das nicht
eine Affenschande, diese Zustände in Singapur?
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eher Bericht auch über eine mögliche Diskussion.

Politisch ist das Kapitel IV «Die Aussenpolitik»
das wichtigste. Die europäische Konferenz für
Sicherheit und Zusammenarbeit, die Verträge
zwischen der BRD und der Sowjetunion bzw.
Polen wurden begrüsst und auch eine Normalisierung

der deutsch-tschechoslowakischen
Beziehungen wurde gewünscht. Im Punkt 4 dieses
Kapitels wird auch die Zusammenarbeit mit dem
Westen befürwortet, gleichzeitig aber die
Unterstützung der gegen ihn gerichteten Bewegungen
offen anerkannt: «Der Kongress bestätigt die
feste Entschlossenheit unserer Partei und unseres

Staates, die politischen, wirtschaftlichen und
kulturellen Beziehungen mit allen kapitalistischen

Ländern weiter zu entwickeln auf der
Grundlage der Gleichberechtigung und der
gegenseitigen Vorteile. Gleichzeitig trägt sie (nämlich

die ICPTsch) zur Vertiefung der Kampfeinheit
der revolutionären, antiimperialistischen

Kräfte der Welt, zur Förderung von gemeinsamen

Aktionen gegen den internationalen
Imperialismus bei.»

Im Punkt 5 dieses Kapitels wird das ZK
verpflichtet, den Auslandsvertretungen der CSSR

grössere Aufmerksamkeit zu schenken, damit
diese die im Punkt 4 festgehaltene Generallinie
verwirklichen können.

Vor Säuberungen in den
diplomatischen Vertretungen

Das ZK muss den Apparat der Auslandsvertretungen

«kaderpolitisch» festigen, wobei als

erstrangiges Kriterium zu gelten hat: die politische
und moralische Festigkeit im Marxismus-Leninismus

und die Treue zum proletarischen
Internationalismus. H
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